
Sachgebiet 5/1/8 Duldung 

Normen AufenthG § 60a Abs. 2 Satz 4 

Schlagworte Ausbildungsduldung 
Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 

Leitsatz 
1.) Die Erteilung der Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG setzt nicht 
voraus, dass die Ausbildung bereits tatsächlich aufgenommen ist.  
 
2.) Zur Frage, wann konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung im Sinne von § 60a 
Abs. 2 Satz 4 AufenthG bevorstehen. 
 
VGH Baden-Württemberg Beschluss  vom 13.10.2016 11 S 1991/16 
Vorinstanz VG Karlsruhe (Az. 6 K 4795/16) 

 
 Vorblatt mit Leitsatz    VENSA-Blatt ohne Leitsatz 



 
11 S 1991/16 
 
 
 
 
 
 

VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 B e s c h l u s s   

    
In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Antragsteller  - 
-  Beschwerdeführer  - 

prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, 
- Abteilung 8 - Landeserstaufnahmeeinrichtung -Ausländer-Spätaussiedler, 
Durlacher Allee 100, 76137 Karlsruhe, Az:  
 

-  Antragsgegner  - 
-  Beschwerdegegner  - 

 
 
wegen Duldung 
hier: vorläufiger Rechtsschutz 
 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, die Richterin 
am Verwaltungsgerichtshof Dr. Bauer und den Richter am Verwaltungsge-
richtshof Dr. Beichel-Benedetti 
 
am 13. Oktober 2016 
 
beschlossen: 
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Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss des Verwaltungs-
gerichts Karlsruhe vom 12. Oktober 2016 - 6 K 4795/16 - geändert. Dem An-
tragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung untersagt, den An-
tragsteller abzuschieben. 
 
Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens beider Instanzen. 
 
Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.000,- Euro festgesetzt. 
 
 

Gründe 
 

Der Senat entscheidet mit Rücksicht auf die für Montag, den 17.10.2016 ab 3 

Uhr morgens beginnende Abschiebung vor Ablauf der gesetzlichen Be-

schwerdebegründungsfrist nach § 146 Abs. 4 Satz 1 VwGO über die am 

13.10.2016 bei ihm eingegangene und mit einer Begründung versehenen Be-

schwerde. Der Antragsgegner hatte Gelegenheit zur Stellungnahme.  

 

Die zulässige Beschwerde des Antragstellers hat Erfolg. Der Senat hält den 

Erlass einer einstweiligen Anordnung für erforderlich, um das Verfahren des 

Antragstellers in der Hauptsache auf Erteilung einer Duldung zur Aufnahme 

einer Ausbildung als Bäcker bei der Bäckerei A. in M. zu sichern. Nur hier-

durch kann vermieden werden, dass irreparable Nachteile zu Lasten des Be-

troffenen eintreten, da mit dem Vollzug der Ausreisepflicht künftig kein Raum 

mehr für die Erteilung einer Duldung wäre. Das Regierungspräsidium Karlsru-

he hat unter dem 09.09.2016 die durch den Prozessbevollmächtigten des An-

tragstellers mit Schreiben vom 21.07.2016 beantragte Duldung zur Durchfüh-

rung der Ausbildung als Bäcker abgelehnt. Zwar hat der Antragsteller - soweit 

ersichtlich - bislang keine Klage in der Hauptsache erhoben; dies hindert den 

Erlass einer einstweiligen Anordnung nach § 123 VwGO jedoch nicht. Denn 

allein schon aufgrund dessen, dass dem ablehnenden Schreiben des An-

tragsgegners keine Rechtsmittelbelehrung beigefügt wurde, ist nicht von ei-

nem dem Duldungsbegehren des Antragstellers entgegenstehenden be-

standskräftigen Bescheid auszugehen.  

 

1. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Rechtslage ist für das durch die einstweilige 

Anordnung zu sichernde Verpflichtungsbegehren die Entscheidung des Ge-

richts, so dass § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG in der Fassung des Integrati-



- 3 - 

onsgesetzes vom 31.07.2016 (BGBl I, 1939) zur Anwendung kommt. Nach 

dieser seit 06.08.2016 geltenden Regelung ist eine Duldung wegen dringen-

der persönlicher Gründe im Sinne von Satz 3 zu erteilen, wenn der Ausländer 

eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-

gleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt oder aufge-

nommen hat, die Voraussetzungen des Absatzes 6 nicht vorliegen und kon-

krete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen.  

 

Während der ursprüngliche Gesetzentwurf zum Integrationsgesetz eine Dul-

dung dann vorsah, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in 

einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in 

Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat und die Voraussetzungen nach 

Absatz 6 nicht vorliegen (BT-Drs.18/8615, S. 15, 48), wurde auf Vorschlag 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales dieser Duldungsanspruch durch ein 

in der Formulierung weites und nicht näher bestimmtes negatives Tatbe-

standsmerkmal eingeschränkt. Hiernach besteht der Duldungsanspruch nur 

dann, wenn „konkrete Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung nicht bevor-

stehen“. In der Begründung wurde hierzu ausgeführt (BT-Drs. 18/9090, S. 25 

f.):  

 

„Der Gesetzentwurf sieht vor, die Erteilung einer Duldung bei Aufnahme einer 
qualifizierten Berufsausbildung künftig als gebundene Entscheidung auszuge-
stalten. Durch die Duldungserteilung kann sich ein Vollzugshindernis für Ab-
schiebungen auch dann ergeben, wenn Abschiebungen bereits konkret vorbe-
reitet werden, z. B. wenn ein Pass(ersatz)papier beantragt worden ist, oder 
die Abschiebungen terminiert sind oder ein Verfahren zur Dublin-Überstellung 
läuft. Die Ausländerbehörde könnte aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht 
durchführen, sobald eine Ausländerin oder ein Ausländer einen die rechtli-
chen Bedingungen erfüllenden Berufsausbildungsvertrag vorlegt und die Be-
rufsausbildung aufnimmt. In den Fällen, in denen die Abschiebung, Zurück-
schiebung oder Überstellung absehbar ist, soll daher der Durchsetzung der 
Ausreisepflicht Vorrang eingeräumt werden. Eine Duldung zum Zweck der Be-
rufsausbildung darf dann nicht erteilt werden. Da die Aufnahme einer Berufs-
ausbildung nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit unterliegt, ist 
die zuständige Kammer die einzige Stelle, die eine Prüfung der Vertragsinhal-
te des Berufsausbildungsvertrags auf formelle und rechtliche Richtigkeit vor-
nimmt, was auch die Prüfung umfasst, ob die Ausbildungsstätte zur Berufs-
ausbildung berechtigt ist. Diese Prüfungen werden vor Eintrag in die Lehr-
lingsrolle vorgenommen. Ein Nachweis über das Vorliegen der Erteilungsvo-
raussetzungen hinsichtlich der Duldung zur Berufsausbildung kann deshalb 
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zuverlässig nur dann geführt werden, wenn ein Nachweis über den Eintrag in 
die Lehrlingsrolle vorgelegt wird. 
 
Die Ausländerin bzw. der Ausländer nimmt die Berufsausbildung auf, in dem 
er zu dem Zweck der im Berufsausbildungsvertrag bezeichneten Ausbildung 
die Tätigkeit bei der Ausbildungsstätte beginnt. Die Variante „aufgenommen 
hat“ ist für die Fallgestaltungen zutreffend, in denen die Berufsausbildung mit 
einem anderen aufenthaltsrechtlichen Status wie z. B. einer Aufenthaltsge-
stattung begonnen wurde oder die Ausländerin bzw. der Ausländer eine Dul-
dung aus anderen Gründen besessen hat. 
 
Die Formulierung entspricht im Übrigen § 61 Absatz 1c Nummer 3 des Auf-
enthaltsgesetzes.“ 
 

Mit Eingang dieses ordnungspolitisch motivierten negativen Tatbestands-

merkmals in § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG wurde aber die grundsätzliche 

Ausrichtung des Integrationsgesetzes im Sinne des Prinzips „Fördern und 

Fordern“, das nicht zuletzt auch wirtschaftlichen Interessen der Bundesrepub-

lik und den Bedarf des deutschen Arbeitsmarkt an einer Vielzahl von Fach-

kräften im Blick hat (vgl. so ausdrücklich die Begründung des Gesetzesent-

wurfs BT-Drs.18/8615, S. 1; siehe auch v. Harbou, Das Integrationsgesetz - 

Meilenstein oder Etikettenschwindel?, NVwZ 2016, 1193; ders., Unterstützen 

und Strafen: Das Integrationsgesetz, NJW 2016, 2700), nicht angetastet.  

 

2. Die Auffassung des Antragsgegners, wonach im vorliegenden Fall die Er-

teilung einer Duldung eindeutig nicht in Betracht komme, weil der Tatbestand 

des Bevorstehens konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung erfüllt 

sei, teilt der Senat nicht. Vielmehr spricht Überwiegendes dafür, dass der An-

tragsteller einen Anspruch auf Erteilung einer „Ausbildungsduldung“ hat.  

 

a.) Die Erteilung einer Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG scheitert 

nicht am Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 6. Nach § 60a Abs. 6 Satz 

1 AufenthG darf einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn (1.) er sich in das Inland 

begeben hat, um Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu er-

langen, (2.) aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die er 

selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder (3.) er Staatsan-

gehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des Asylgesetzes ist 

und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt wurde. 
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Der im Juli 1992 geborene und am 08.10.2012 in das Bundesgebiet eingereis-

te Antragsteller ist zwar serbischer Staatsangehöriger und damit Staatsange-

höriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a AsylG. Sein Asylantrag 

ist jedoch vor dem maßgeblichen Stichtag gestellt worden. Der Antragsteller 

wurde seit dem rechtskräftig gewordenen Bescheid des Bundesamts für Mig-

ration und Flüchtlinge vom 16.11.2012, mit dem sein Asylantrag als offen-

sichtlich unbegründet abgelehnt wurde, geduldet. Auflösende Bedingungen 

waren der Duldung seit 07.10.2013 mit Blick auf die Erkrankung seines Vaters 

nicht mehr beigegeben (vgl. das Bearbeitungsblatt des Landratsamts Karlsru-

he vom 12.07.2016). Der Antragsteller war in der Vergangenheit und ist auch 

aktuell im Besitz eines gültigen Reisepasses. Anhaltspunkte für das Vorliegen 

eines der Fälle von Nr. 1 oder Nr. 2 des Absatzes 6 im Übrigen sind weder 

derzeit noch für einen möglichen früheren Zeitpunkt ersichtlich.  

 

b.) Voraussetzung des § 60 Abs. 2 Satz 4 AufenthG ist weiterhin, dass der 

Antragsteller eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkann-

ten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf, für deren Erlaubnis es 

nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 BeschV keiner Zustimmung der Bundesagentur für Ar-

beit bedarf, im Bundesgebiet aufnimmt oder aufgenommen hat. Auch diese 

Voraussetzung dürfte bejaht werden können. 

 

Nach der oben dargestellten Begründung aus dem Gesetzgebungsverfahren 

liegt der Regelung die Auffassung zugrunde, dass die Berufsausbildung dann 

aufgenommen ist, wenn der Ausländer zum Zweck der im Berufsausbildungs-

vertrag bezeichneten Ausbildung die Tätigkeit bei der Ausbildungsstätte tat-

sächlich beginnt bzw. in der Variante des „aufgenommen hat“ die Berufsaus-

bildung bereits mit einem anderen aufenthaltsrechtlichen Status (wie Aufent-

haltsgestattung oder Duldung aus anderen Gründen) begonnen wurde. Der 

Nachweis über die Erteilungsvoraussetzungen für die Duldung sei über den 

Nachweis des Eintrags in der Lehrlingsrolle zu erbringen. 

 

Würde man der Ansicht folgen, die „Aufnahme“ wäre ausnahmslos erst dann 

zu bejahen, wenn tatsächlich die Tätigkeit im Ausbildungsbetrieb begonnen 
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worden wäre, würde die Vorschrift insoweit weitgehend leerlaufen. Der Aus-

bildende, d.h. hier die Bäcker A. als Arbeitgeber, darf den Antragsteller bei 

fehlender Duldung und Erlaubnis zur Beschäftigung nicht beschäftigen (§ 4 

Abs. 3 Satz 2 AufenthG, vgl. näher GK-AufenthG, § 4 Rn. 143 <Stand Mai 

2014>). § 4 Abs. 3 Satz 5 AufenthG bestimmt ferner, dass derjenige, der im 

Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt, für die Dauer der Beschäftigung 

eine Kopie des Aufenthaltstitels oder der Bescheinigung über die Aufenthalts-

gestattung oder über die Aussetzung der Abschiebung des Ausländers in 

elektronischer Form oder in Papierform aufbewahren muss. Diese nicht genü-

gend durchdachte und praxisfremde gesetzgeberische Vorstellung würde da-

rauf hinauslaufen, dass es ohne tatsächliche Aufnahme der Berufungsausbil-

dung keine Duldung zu Ausbildungszwecken nach § 60a Abs. 2 Satz 4 Auf-

enthG geben darf, während gleichzeitig ohne Duldung die Aufnahme einer 

Beschäftigung - und auch eine Ausbildung ist ein Unterfall der Beschäftigung 

- nicht möglich wäre. In den Genuss der neuen Ausbildungsduldung kämen 

dann letztlich nur diejenigen Ausländer, die bereits unter Inanspruchnahme 

einer Duldung aus anderen Gründen eine Ausbildung aufgenommen haben.  

 

Der Wortlaut des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG („aufnimmt“) zwingt nicht zu 

dem Verständnis, die Ausbildung müsse bereits tatsächlich in der Weise be-

gonnen sein, dass sich die Betroffenen an ihrem Ausbildungsplatz eingefun-

den haben. Auch der Abschluss des Ausbildungsvertrags lässt sich begrifflich 

hierunter fassen. Darüber hinaus spricht die Intention des Gesetzes, mit der 

speziellen Ausbildungsduldung geduldeten Ausländern im geordneten Rah-

men eine neue Perspektive zu eröffnen und zudem der Wirtschaft zusätzliche 

Fachkräfte zukommen zu lassen (hierzu auch Kluth, in: Beck’scher Online-

Kommentar, AuslR, Kluth/Heusch, Stand 15.08.2016, § 60a Rn. 26), gegen 

eine restriktive Auslegung. Ausgehend hiervon dürfte es daher genügen, dass 

(nur) ein Ausbildungsvertrag vorliegt.  

 

Der Berufungsausbildungsvertrag im Sinne des § 10 des Berufsbildungsge-

setzes begründet die Verpflichtung des Ausbildenden zur Ausbildung, die des 

Auszubildenden zum Erlernen des Ausbildungsberufs. Der Vertrag ist nicht 

formgebunden; hieran ändert auch die Pflicht nach § 11 Abs. 1 BBiG, nach 
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der der Ausbildende unverzüglich nach Abschluss des Berufsbildungsvertrag, 

spätestens vor Beginn der Berufsausbildung die wesentlichen Inhalte des 

Vertrags schriftlich niederzulegen hat, nichts (Schlachter, in: Erfurter Kom-

mentar zum Arbeitsrecht, 16. Aufl. 2016 § 10 BBiG Rn. 3a). Denkbar ist es 

insbesondere, dass ein solcher Vertrag unter der Bedingung geschlossen 

wird, dass ausländerrechtlich die Ausbildung zulässig ist (allg. zur Zulässig-

keit der Vereinbarung von Bedingungen in einem Ausbildungsvertrag etwa 

LAG Hamm, Urteil vom 12.09.2006 - 9 Sa 2313/05 -, juris Rn. 56 ff.; Urteil 

vom 10.07.2003 - 17 Sa 514/03 -, juris). Lässt man für die Tatbestandsvo-

raussetzung „eine qualifizierte Berufsausbildung…aufnimmt“ schon den ggfs. 

nach § 158 BGB bedingten und mündlichen Vertragsschluss zwischen Aus-

länder und Ausbildungsbetrieb genügen, so mangelt es zu diesem Zeitpunkt 

grds. noch an einer Eintragung in die Lehrlingsrolle. Durch die Eintragung des 

Berufsausbildungsvertrags in das Verzeichnis der Ausbildungsverhältnisse 

nach §§ 34 ff. BBiG (sog. Lehrlingsrolle) wird bestätigt, dass es sich um einen 

ordnungsgemäßen Ausbildungsvertrag in einem nach § 4 BBiG staatlich aner-

kannten Ausbildungsberuf handelt (Schlachter, a.a.O., § 34 Rn. 1; § 35 Rn. 2 

ff.). Es ist aber nicht ersichtlich, dass die Ausländerbehörde - fehlt es an ei-

nem solchen Eintrag - außerstande wäre, diese Voraussetzungen selbst zu 

prüfen. In Zweifelsfällen steht ihr die Möglichkeit offen, im Wege der Amtshilfe 

fachkundige Stellen zu befragen. 

 

Im Fall des Antragstellers dürfte wohl spätestens seit Anfang Juli 2016 ein 

solcher mündlicher Vertrag gegeben sein. Mit Blick auf das erfolgreiche Be-

triebspraktikum des Antragstellers bei der Bäckerei A. in M. ist es zudem 

nicht ausgeschlossen, dass eine entsprechende Einigung zwischen den Betei-

ligten noch früher erfolgt ist, hierauf deuten auch die Äußerungen im Schrift-

satz vom 13.10.2016 hin; dies kann allerdings in diesem Verfahrensstadium 

nicht aufgeklärt werden. Aus diesem Schriftsatz ergibt sich ferner, dass der 

Ausbildungsplatz in der Bäckerei für den Antragsteller nach wie vor zur Ver-

fügung steht. 

 

Der Antragsteller erhielt unter dem 18.07.2016 das Abschlusszeugnis des 

Vorqualifizierungsjahres Arbeit/Beruf der A.-E-Schule ausgestellt, das dem 
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Hauptschulabschluss entspricht. In den Fächern Englisch und Deutsch weist 

das Zeugnis die Note „befriedigend“, in Mathematik und Fachrechnen sowie in 

den übrigen Fächern die Note „gut“ aus. Es vermerkt weiter die Absolvierung 

eines ganzjährigen Betriebs-Tagespraktikums. Wie der Antragsteller noch-

mals mit Schriftsatz vom 13.10.2016 vorgetragen hat, ist unmittelbar nach 

Beendigung des Schulpraktikums seitens der Bäckerei bei der Ausländerbe-

hörde angerufen worden, welche Schritte notwendig sind, um den Antragstel-

ler als Auszubildenden einstellen zu können. Die unter dem 09.07.2016 auf 

dem Formblatt Stellenbeschreibung zur Vorlage im Verfahren der Zulassung 

ausländischer Arbeitnehmer zum deutschen Arbeitsmarkt gegenüber der 

Bundesagentur für Arbeit gemachten Angaben verdeutlichen, dass die Wahl 

des Arbeitgebers (Bäckerei A.) zur Besetzung des Ausbildungsplatzes bereits 

auf den Antragsteller gefallen war. Aus dem Schreiben des Prozessbevoll-

mächtigten des Antragstellers vom 21.07.2016 ergibt sich zudem, dass der 

Antragsteller diese Stellenbeschreibung am 12.07.2016 bei der unteren Aus-

länderbehörde mit der Bitte um Weiterleitung vorgelegt hat. Spätestens zu 

diesem Zeitpunkt war auch die Ausländerbehörde darüber informiert, dass 

zwischen dem Antragsteller und der Bäckerei A. eine Einigung über die Auf-

nahme einer Ausbildung zustande gekommen ist. Es spricht alles dafür, dass 

man in dem Eingang dieser Information bei der Ausländerbehörde einen kon-

kludenten Antrag auf Ausbildungsduldung sehen könnte (so GK-AufenthG, § 

60a Rn. 288.3 im Erscheinen), der allerdings noch der Weiterleitung an das 

insoweit zuständige Regierungspräsidium bedurft hätte.  

 

c) Ein Rechtsanspruch auf die Ausbildungsduldung setzt schließlich voraus, 

dass konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen. Im 

Rahmen der Frage, welches der maßgeblichen Zeitpunkt für das Vorliegen 

dieser Voraussetzung ist, scheiden aus Gründen des materiellen Rechts der 

Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung und derjenige der Behördenent-

scheidung aus. Bei einer anderen Sichtweise würde man ggfs. der Ausländer-

behörde die Möglichkeit einräumen, selbst nach Aufnahme einer qualifizierten 

Berufsausbildung noch Maßnahmen zur Durchsetzung der Ausreisepflicht in 

die Wege zu leiten und auf diese Weise einen Anspruch wieder entfallen zu 

lassen; das ist aber nicht Intention des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG. Maß-
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geblich dürfte auch nicht allein der Zeitpunkt Aufnahme der Berufsausbildung 

sein, zumal der Ausländerbehörde solche privatrechtlichen Akte nicht ohne 

weiteres bekannt sind. Am ehesten dürfte bzgl. dieser Tatbestandvorausset-

zung auf die Sachlage im Zeitpunkt der Beantragung der Ausbildungsduldung 

unter Mitteilung des Ausbildungsverhältnisses abzustellen sein. Hierfür 

spricht, dass dies letztlich der Kern des Rechtsanspruch ist und hierauf bezo-

gene Einschränkungen nur dann geeignet sind, diesen Rechtsanspruch nicht 

entstehen zu lassen, wenn sie vorher auf den Weg gebracht worden sind. 

Wohl nur diese Sichtweise trägt dem wohlverstandenen, vom Gesetzgeber 

grundsätzlich anerkannten Interessen von Ausbildungsbetrieben und Auszu-

bildenden angemessen Rechnung und ermöglicht einen sachgerechten Inte-

ressensausgleich zwischen dem getätigten Vertrauen von Ausbildern und 

Auszubildenden einerseits und dem öffentlichen Interesse an der Aufenthalts-

beendigung andererseits.  

 

Der Tatbestand „konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht be-

vorstehen“ soll nach der Vorstellung des Gesetzgebers die Fälle aus dem 

Anwendungsbereich des Rechtsanspruchs auf Ausbildungsduldung ausneh-

men, in denen die Abschiebung bereits konkret vorbereitet wird, wobei die 

Gesetzesbegründung die Beantragung eines Pass(ersatz)papiers, die Termi-

nierung der Abschiebung oder der Lauf eines Verfahrens zur Dublin-

Überstellung als Beispiele aufführt. Alle diese Bespiele treffen im Fall des An-

tragstellers nicht zu, insbesondere ist die für den 17.10.2016 vorgesehene 

Abschiebung (erst) am 13.09.2016 - und damit nach Beantragung der Ausbil-

dungsduldung - terminiert worden. Soweit die Gesetzbegründung weiter da-

rauf verweist, die Formulierung entspreche im Übrigen § 61 Abs. 1c Nr. 3 

AufenthG, ergeben sich hieraus keine zwingenden Vorgaben für die Ausle-

gung dieser Bestimmung in § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG. Die Nummer 3 des 

§ 61 Abs. 1 c AufenthG ist dort positiv als eine der Voraussetzungen normiert, 

unter denen eine räumliche Beschränkung ergehen kann, die der Sicherung 

der Aufenthaltsbeendigung dient (siehe im Übrigen näher GK-AufenthG, § 61 

Rn. 38 <Stand Dezember 2015>). In § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG ist die 

Formulierung jedoch ein zwingendes negatives, einen Rechtsanspruch aus-
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schließendes Tatbestandsmerkmal, das zudem in eine gesetzliche Regelung 

eingebettet ist, die gegenüber § 61 AufenthG andere Zwecke verfolgt.  

 

Im Rahmen des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG legen Wortlaut und gesetzge-

berische Intention die Auffassung nahe, dass hierunter alle Maßnahmen fal-

len, die nach typisierender Betrachtung prognostisch bereits in einem engen 

sachlichen und vor allem zeitlichen Zusammenhang mit der Abschiebung 

selbst stehen. Hierzu gehören etwa die Buchung des Ausländers auf einen 

bestimmten Flug, mit dem die Abschiebung erfolgen soll, oder die Erteilung 

des Vollzugsauftrags gegenüber der Polizei. Allein die konkrete Ausgestal-

tung einer Duldung, wie etwa deren Befristung oder die - im Falle des Antrag-

stellers am 14.07.2016 - erfolgte Beifügung einer auflösenden Bedingung, fällt 

für sich allein nicht hierunter, weil dem jedenfalls in der Regel der zeitliche 

Bezug zur Aufenthaltsbeendigung fehlen wird, jedenfalls soweit nicht weitere 

konkrete Maßnahmen ins Werk gesetzt werden. Eine Befristungsentschei-

dung, die als gesetzlicher Regelfall ohnehin gemeinsam mit der Abschie-

bungsandrohung zu erlassen ist (§ 11 Abs. 2 Satz 4 AufenthG), hat nicht die-

sen typischen Charakter.   

 

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.  

 

Die Streitwertfestsetzung für das Beschwerdeverfahren findet ihre Grundlage 

in § 63 Abs. 2, § 47 sowie § 53 Abs. 2 Nr. 1 und § 52 Abs. 1 GKG.  

 

Der Beschluss ist unanfechtbar.  

 

 

Funke-Kaiser                      Dr. Bauer              Dr. Beichel-Benedetti 
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